Der Lohnabzug. 


Beilage zur „Deutſchen Steuer-Zeitung“, März 1921. 


Induſtrieverlag 


Vorarbeiten zur neuen Lohnſteuer. 


In der letzten Zeit wurden in der Preſſe wiederholt Ausfüh⸗ 
rungen gemacht über eine neue Lohnſteuer (ſiehe Februar⸗ 
nummer S. 304), die anſtelle der bisherigen Einkommenſteuer 
unter Fortfall des Lohnabzugsverfahrens die unteren und mitt⸗ 
leren Lohnabkommen als Arbeitsertragsſteuer erfaſſen 
ſoll. Auf Grund der von dem Reichsfinanzminiſterium vorgelegten 
Denkſchrift haben bereits Verhandlungen mit den 
Vertretern der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände ſtatt⸗ 
gefunden. Die Lohnſteuervorlage dürfte nach Oſtern dem Reichs⸗ 
tag zugehen. Im weſentlichen dürfte an der Regelung, wie ſie die 
Denkſchrift vorſchlägt, feſtgehalten werden. Beſondere Schwie⸗ 


rigkeiten ergeben ſich bei der Bemeſſung eines Pauſchſatzes 


für Werbungskoſten (Auslagen für Fahrt, Verſicherungsbeiträge 
uſw., weil dieſe bei den einzelnen Gattungen der Lohnarbeiter 
ſehr verſchieden ſind. Auch die Frage der Regelung des Ver⸗ 
fahrens (Klebe- oder Liſtenſyſtem) und die Ausgeſtaltung einer 
wirkſamen Kontrolle gegen Lohnhinterziehung wird noch ein⸗ 
gehender Prüfung bedürfen. 


Die Lohnſteuer in Sſterreich. 
Von Dr. Walther Loewenfeld, Wien. 


Seit der gewaltigen relativen Steigerung des Nominallohnes 
erwies ſich auch in Oſterreich der Zuſtand als unhaltbar, daß die 
überwiegende Mehrheit der Arbeiterſchaft keine direkten Steuern 
bezahlt, trotz der anſehnlichen Überſchreitung des geſetzlichen 
Exiſtenzminimums. Denn wenn ſelbſt die Steuerverwaltung das 
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behörde; eine Veranlagung durch letztere ſoll in der Regel 
entfallen, um allen Beteiligten unfruchtbare Arbeit zu erſparen. 


Hälfte der Steuer bei Einkommen bis zu 200 000 K. 


mittleren Einkommen weſentlich ermäßigt wurden. 


Damit erwächſt dem Unternehmer eine nicht unbeträchtliche Be⸗ 
laſtung an Mühe, Zeitverluſt, Verdrießlichkeiten und Koſten, 
welche aber die Mehrzahl auf ſich genommen hat in dem Bewußt⸗ 
ſein, daß dieſer Weg das kleinſte unter mehreren Übeln vorſtellt. 
Die Arbeiterſchaft hatte zwar das urſprüngliche Verbot der 
Steuerrückwälzung auf den Arbeitgeber zu Fall gebracht 
und ſich andererſeits im Zuge der unabläſſigen Lohnerhöhungen 
für den Abzug mehr als ſchadlos gehalten; immerhin kommt es 
ihr doch allwöchentlich zum Bewußtſein, daß ſie Steuer zu zahlen 
hat, und im Kreislauf der berwälzung entſcheidet ja doch zumeiſt 
das pſychologiſche Moment. Dieſes Bewußtſein hat ſich ſo ſehr 
geſteigert, daß weite Kreiſe der Arbeiterſchaft ihre Vereitwillig⸗ 
keit, ſich die Steuer abziehen zu laſſen. von dem Erträgnis der 
Vermögensabgabe abhängig machten. Die erſte Durchführung des 
Abzuges, die Anfang 1921 begann, ſtieß noch vielfach auf 
Schwierigkeiten, hauptſächlich politiſcher Natur, die jedoch zumeiſt 
gebrochen wurden, als die Geſetzgebung ſich von der Arbeiterſchaft 
dazu drängen ließ, einen Nachlaß von einem Drittel bis zur 
zu gewähren, 
obwohl erſt im Sommer 1920 die Sätze für die kleinen und 
Das ſteuer⸗ 


freie Exiſtenzminimum iſt auf 17 000 K. bei größerem Familien⸗ 


Einkommen des Arbeiters durch Erklärung des Arbeitgebers 
kannte und die Einkommenſteuer veranlagte, konnte fie dieſelbe 


doch in der Regel weder aus dem geringen ſonſtigen Vermögen 
des Arbeiters, noch durch Lohnpfändung einbringen. Die vor 
einem Jahre herrſchende ſozialdemokratiſche Partei erklärte ſich 


daher, um den Vorwurf abzuwehren, daß fie zu den vornehm⸗ 


lich in ihrem Intereſſe aufgewendeten Staatsausgaben (Lebens⸗ 
mittel, Arbeitsloſenunterſtützung uff.) nicht beitrage, bereit, den 
einzig möglichen Weg der Einhebung beim Arbeiter zu beſchreiten. 
nämlich den des Abzuges durch den Arbeitgeber, wie er bei den 
Beamten ſeit jeher eingeführt war. Arſprünglich legte das Per⸗ 
ſonalſteuergeſetz von 1896 den Abzug für alle Löhne und Gehälter 
feſt, ſchränkte ihn aber bald wegen der Schwierigkeiten und der 
meiſt unter dem Exiſtenzminimum bleibenden Löhne auf die 
Monatsgehälter ein. Die Tſchechoſlowakei wollte den Lohnabzug 
einfach wieder aufleben laſſen, ebenſo wie bei den Gehältern, 
mußte ihn aber gegen den gemeinſamen Widerſtand von Dienſt⸗ 
gebern und Dienſtnehmern bald wieder fallen laſſen. Die öſter⸗ 
reichiſche Finanzverwaltung, durch Erfahrungen gewitzigt, ent⸗ 
ſchloß ſich daher zu einem anderen Syſtem, welches in der 
Perſonalſteuernovelle vom 23. 7. 1920 Nr. 372 und in der Durch⸗ 


dung eines Steuerſatzes, 


führungsverordnung vom 30. 11. 1920 Nr. 31 niedergelegt iſt und f beſt 
dieſem Übelſtande abzuhelfen und eine nachträgliche Richtig⸗ 
Es beruht darauf, daß für jeden Arbeiter und Beamten 


am 1. Januar 1921 zur praktiſchen Einführung gelangte. 


ein ſogenanntes Stammblatt geführt wird, welches die per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe, ſoweit ſie für die Beſteuerung in Betracht 


kommen, die Bezüge des Angeſtellten, die Abzüge vom Einkommen, ' g ' 
verteilt, indem man im Stammblatt das bisherige Einkommen 
des betreffenden Jahres zuſammenrechnet, aus eigenen Tabellen 


den Nettolohn und die Steuer in einfacher, handlicher und über⸗ 
ſichtlicher Form ausweiſt, ferner darauf, daß die Steuer vom 
reinen Lohn auf Grund von amtlichen Tabellen ohne Schwie⸗ 
rigkeiten ermittelt wird. Der Dienſtgeber verrichtet alſo bei den 
Lohn⸗ und Gehaltsabzügen, ſoweit der Betreffende kein anderes 


ſtande 21000 K. hinaufgerückt, die Belaſtung beträgt (je nach 
der Größe des Haushaltes) 0,4 bis etwa 7%. Mit dieſem weit⸗ 
gehenden Zugeſtändnis war der Widerſtand der Arbeiter gegen 
den Abzug zumeiſt gebrochen. 5 

Angeſichts der vielen Mühe und Reibungen wollte ein Teil 
der Dienſtgeber es vorziehen die Steuer entweder aus eigenem zu 
tragen oder in eine nicht abwälzbare prozentuelle Urrlage af 
den Lohn umzuwandeln, nach dem Muſter der Gemeinde Wien. 
welche unter dem falſchen Titel der „Fürſorgeabgabe 2% der 
Lohnſumme einhebt. Damit wäre wohl Arbeit erſpart, jedoch 
der Zweck, die Arbeiterſchaft zu den direkten Steuern heranzu⸗ 
ziehen, vereitelt. 

Das Syſtem des Abzuges funktioniert in Sſterreich Ziemlich 
glatt (von den Anfangsſchwierigkeiten abgeſehen) größere Hinder⸗ 
niſſe ergeben ſich jedoch dort, wo der Grundſatz der Que 11 en ⸗ 
ſteuer nach engliſchem Vorbild und jener der Subjekt⸗ 
ſteuer aufeinander ſtoßen, vor allem dann, wenn eine Aus⸗ 
zahlung vom normalen, gleichmäßigen Lohn ab weicht lunge⸗ 
wöhnlich hoher oder niedriger Verdienſt, Abrechnung länger 
laufender Akkordverdienſte, einmalige oder periodiſche Zulagen 
aller Art, in größeren Zwiſchenabſtänden ausbezahlte Prämien 
oder Proviſionen, Remunerationen, Quartierreld, Anſchaffungs⸗ 
beiträge, Aushilfen, größere Lohnſchwankungen, unregelmäßige 
Beſchäftigung. Unterbrechung u. dgl.). Dann würde die Anwen⸗ 
der auf Grund das ganze Jahr gleich⸗ 
mäßig laufender Bezüge ermittelt wurde, zu unrichtigen Ergeb⸗ 
niſſen führen, in der Regel den Arbeiter zu hoch beſteuern. Am 


ſtellung oder Rückvergütung zu erſparen. hat man ein etwas 
umſtändliches Verfahren erſonnen, den Abſ chluß zwecks Aus- 
gleiches. Es wird nämlich in ſolchen Fällen der unregelmäßige 
Bezuo auf die ganze, bisher ſeit Jahresbeginn abgelaufene Zeit 


jenen Steuerſatz ablieſt, der dieſem Einkommen unter der Vor⸗ 


ausſetzung ſeiner Verhältnismäßigkeit zum Einkommen des ganzen 


Jahres entſpricht und davon die bisherigen Abzſige ſubtrahiert, 


Einkommen hat, im weſentlichen die Aufgaben der Steuer» wodurch man den diesmaligen Steuerabzug erhält. In der Praxis 


geſtaltet ſich dieſes Verfahren, dank der Tabellen und der tech⸗ 
niſchen Anlage weitaus nicht ſo verwickelt, als es den Anſchein 
hat. Beſonders häufig wird der Ausgleich dann angewendet 

8 werden müſſen, wenn, wie in der Maſchineninduſtrie, größere 
Arbeiten an einem Werkſtück längere Zeit laufen, während 
deſſen ein runder Vorſchuß ausbezahlt, der Geſamtakkordverdienſt 
jedoch erſt nach Abſchluß der Arbeit verrechnet wird und ſich dabei 
oft ein anſehnlicher Überſchuß ergibt. 

Da ferner die öſterreichiſche Einkommenſteuer Nachläſſe 
für größeren Familienſtand kennt, mußte derſelbe bei den Ar⸗ 
beitern mühſam ermittelt, im Stammblatte feſtgehalten und mit 
eigenen Steuerſätzen bedacht werden, die aus den amtlichen 
Tabellen hervorgehen. Das Mehrentgelt für Überſtunden bleibt 
nach deutſchem Muſter ſteuerfrei. 

Die Naturalbezüge (Wohnung, Heizung, Licht u. dgl.), ſowie 
die Abzüge vom Einkommen (Beiträge zur Krankenkaſſe und 
Penſionsverſicherung) werden ſummariſch zuſammengefaßt und 
jede Woche nur der durchſchnittliche Betrag eingeſtellt. Viele 
Schwierigkeiten verurſacht ferner der abzugsfähige Dienſtaufwand 
(Reiſegebühren, Diäten, Montagezulagen). Derſelbe wird zu⸗ 


nächſt unter die Auszahlungen eingeſtellt, ſodann aber ein Betrag 
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gekürzt, den Dienſtgeber und Arbeiter einverſtändlich ermitteln. 


Überhaupt war die Finanzverwaltung, das muß man zugeſtehen, 
nach Kräften bemüht, den Unternehmern die Arbeit und Verant⸗ 
wortung möglichſt zu erleichtern. 

Ohne weiter in Einzelheiten einzugehen, kann man feſtſtellen, 
daß für die Beſteuerung der Löhne und ſonſtigen Arbeitsein⸗ 
kommen in Sſterreich eine leidlich annehmbare Form gefunden 


wurde und bei allen Opfern, welche die Arbeitgeber bringen, doch 


alle anderen Möglichkeiten noch größere Nachteile an ſich haben. 
Vielleicht werden ſich, wenn der Verſuch halbwegs gut ausfällt, 
andere Staaten auf der Suche nach einer tauglichen Lohnſteuer 
für das öſterreichiſche Syſtem näher intereſſieren. 


Anterliegt die dem Arbeitnehmer nach 8 87 des 
Betriebsrätegeſetzes zu zahlende Entſchädigungs⸗ 
ſumme dem Steuerabzug? 

Von Rechtsanwalt Dr. v. Karger, Berlin. 

Zu dieſer vom Schlichtungsausſchuß Groß-Berlin aufge⸗ 
worfenen Frage hat der Reichsminiſter der Finanzen in einem 
Schreiben vom 29. Dezember 1920 (III Ku. 31277) wie folgt 
Stellung genommen: 

„Die Frage, ob es ſich bei den Entſchädigungen, die 
auf Grund des § 87 Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes vom 
4. Februar 1920 (RG Bl. S. 147 ff.) gezahlt werden, um Ar⸗ 


deutung des in den SS 84 ff. BR. geregelten Einſpruchsver⸗ 
fahrens berückſichtigt. Nach früherem Recht konnte der Arbeit⸗ 
geber die von ihm beſchäftigten Arbeitnehmer unbeſchränkt ent⸗ 
laſſen, ſofern er nur die vereinbarte oder geſetzliche Kündigungs⸗ 
friſt innehielt. Streitigkeiten konnten nur über die recht- 
liche Zuläſſigkeit der Kündigung entſtehen; waren die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen beachtet, dann konnte der Arbeitnehmer 
gegen die Kündigung nichts unternehmen, mochte ſie eine noch ſo 
große und ungerechtfertigte Härte für ihn ſein. Hierin hat das 
BRG. eine weſentliche Anderung geſchaffen; die Zuläſſigkeit der 
vom Arbeitgeber ausgeſprochenen Kündigungen wird nunmehr 
nicht nur nach rechtlichen, ſondern auch nach wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Geſichtspunkten geprüft. Stellt fi) her⸗ 


aus, daß gegen letztere verſtoßen worden iſt, ſo dringt der Arbeit⸗ 


nehmer mit ſeinem Einſpruch gegen die Kündigung durch, mag 
dieſe auch formellrechtlich unanfechtbar ſein. Einen unbe⸗ 


dingten Zwang zur Weiterbeſchäftigung hat aber das Betriebs⸗ 


rätegeſetz nicht ſchaffen wollen, wohl aus der richtigen Erwägung 
heraus, daß unter Umſtänden durch den Streit über die Zuläſſig⸗ 
keit der Kündigung das Verhältnis zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer derart getrübt fein‘ kann, daß ein weiteres er⸗ 
ſprießliches Zuſammenarbeiten nicht mehr möglich iſt. Für dieſen 
Fall nun, daß eine Weiterbeſchäftigung nicht erfolgt, kann der 
Schlichtungsausſchuß gemäß § 87 BRG. dem Arbeitgeber die Ver⸗ 


pflichtung zur Zahlung einer Entſchädigung auferlegen. Dieſe iſt 


demnach nicht ein nachträgliches Entgelt für die von dem Arbeit⸗ 
nehmer bisher geleiſteten Dienſte, ſondern ein Erſatz für die mit 
der ſozial und wirtſchaftlich unbegründeten Entlaſſung verbun⸗ 
denen Nachteile. Mag auch die Entſchädigung begriffsnotwendig 
das frühere Beſtehen eines Dienſtverhältniſſes vorausſetzen, ſo 
fehlt doch zwiſchen ihr und dieſem jeder innere Zufammenhang, 
was ſich auch daraus ergibt, daß das Verhalten des Arbeitneh⸗ 
mers für die Beantwortung der Frage, ob der Einſpruch zuläſſig 
und begründet iſt, nicht notwendig entſcheidend ift. (Unzuläſſigkeit 
des Einſpruchs bei Betriebsſtillegungen, Anbegründetheit des 
Einſpruchs. wenn die mit der Entlaſſung verbundene Härte durch 
die Verhältniſſe des Betriebes bedingt iſt.) Es kann alſo vor⸗ 
kommen, daß zwei gleichwertige Arbeitnehmer bezüalich des Ein⸗ 


ſpruchs und der Möalichkeit, auf Grund des $ 87 BRG. eine Ent⸗ 
ſchädigung zu erlangen, verschieden behandelt werden, je nachdem, 


beits einkommen im Sinne des 89 des Einkommenſteuer⸗ 


geſetzes handelt, unterliegt der Entſcheidung des Veranlagungs⸗ 


und Rechtsmittelbehörden, der ich nicht vorgreifen darf. Ich bin 


daher nicht in der Lage, hierüber eine Auskunft mit amtlicher 
Gewähr zu erteilen. 

Unverbindlich bemerke ich jedoch, daß die vorerwähnten Ent⸗ 
ſchädigungen als Arbeitseinkommen im Sinne des $ 9 Ziff. 3 des 
Einkommenſteuergeſetzes gelten dürften, da ſie ſich wohl als 
„andere Bezüge für frühere Dienſtleiſtung“ darſtellen. Sie dürften 
deshalb auch dem Steuerabzug vom Arbeitslohne zu unter⸗ 
werfen ſein. 

Bezüglich der weiter aufgeworfenen Frage, ob die Summe, 
die vom Schlichtungsausſchuß im Vergleichswege den Arbeitneh⸗ 
mern zugeſprochen wird, ſteuerabzugspflichtig iſt, weiſe ich er⸗ 
gebenſt darauf hin, daß Vergleichsſummen, die „zuge⸗ 
ſprochen werden“, das Arbeitsrecht nicht kennt. Gemeint ſind 
anſcheinend Entſchädigungen, die durch den freien Willen der 
Beteiligten, wenn auch vielleicht unter Vermittlung des Schlich⸗ 
tungsausſchuſſes, vereinbart werden. Für dieſe Vergleichsſummen 


dürfte, ſoweit ſie eine Vergütung für frühere Dienſtleiſtung dar⸗ 


ſtellen, die Steuerabzugspflicht ebenfalls gegeben ſein.“ 
M. E. verkennt der Reichsminiſter der Finanzen den 
Charakter der nach $ 87 BERG. vom Arbeitgeber zu zahlenden 


Entſchädigung, wenn er ſie unter den Begriff „andere Bezüge für | 
der Veranlagung heraus entſtanden und fieht daher in erfter 


frühere Dienſtleiſtungen“ bringt. Zu einer zutreffenden Beant⸗ 
wortung der Frage kann man nur kommen, wenn man die Be⸗ 


ob die Entlaſſung aus außerhalb ihrer Perſon liegenden Gründen 
gerechtfertigt war oder nicht. Dies Ergebnis wäre unverſtändlich, 
wenn die Entſchädigung für die früheren Dienſt⸗ 
leiſtungen gewährt wird; beide Arbeitnehmer haben gleiches 
geleiſtet und haben daher auch den Anſpruch auf gleiche Ent⸗ 
lohnung. Sieht man dagegen die Entſchädigung als Beſtrafung 
des Arbeitgebers für die unbegründete Entlaſſung und als Aus⸗ 
gleich für die mit dem unbegründeten Stellenwechſel verbundenen 
Nachteile an, dann hat die verſchiedenartige Behandlung gleich⸗ 
wertiger Arbeitnehmer ihre Berechtigung. 

Da alſo die Entſchädigung nicht als nachträglich gezahlter 
Arbeitslohn anzuſehen iſt. unterliegt fie auch nicht dem Steuer⸗ 
abzug. ſondern iſt in voller Höhe bar auszuzahlen. 

Die zweite vom Schlichtunosausſchuß Groß⸗Berlin angeregte 
und vom Reichsminiſter der Finanzen beantwortete Frage iſt zu 
unbeitimmt, um fie allgemein beantworten zu können. Es wird 
immer darauf ankommen, was der Arbeitnehmer beanſprucht. 
Glaubt er ſich zu Unrecht entlaſſen und fordert er ſein Gehalt, ſo 


unterliegt die vom Arbeitgeber veraleichsweiſe gezahlte Summe 
dem Steuerabzug, da es ſich in dieſem Falle um die vertraas⸗ 
mäßige Beratung handelt; betrifft dagegen der Veraleich die 


nach §8 87 BRG. zu zahlende Entſchädigung, ſo gilt das oben Ge⸗ 
ſagte, und die Beſtimmungen über den Steuerabzug finden keine 
Anwendung. 


Der Lohnabzug als Arbeitsertragſteuer. 
Von Dr. rer. pol. Erich Klemmt, Berlin. 


Der Abänderungsentwurf zur Einkommenſteuer, der gegen⸗ 
wärtig im Reichstage beraten wird, iſt aus Schwierigkeiten in 


Linie eine Anderung des Veranlagungsver⸗ 


fahrens vor. Die von allen Seiten geforderte Beſeitigung 
der „Doppelbeſteuerung“ des Jahres 1920 ſowohl für das laufende 
wie auch für das folgende Jahr 1921 wird nunmehr durch die Ver⸗ 
legung der Veranlagung an den Schluß des Rechnungsjahres 
bewirkt. Dabei ſollen gegenüber den Steuerabzügen der Lohn⸗ 
und Gehaltsempfänger auch die ſelbſtändig Erwerbstätigen mit 


regelmäßigen Abſchlagszahlungen zu der Einkommenſteuer 
herangezogen werden. In der Beratung dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes iſt inſofern eine beſondere Wendung einge⸗ 
treten, als dabei erwartungsgemäß auch das Ver⸗ 


fahren des Steuerabzuges ſelbſt zur Sprache kam 
und faſt von allen Parteien des Reichstages hier eine grund⸗ 
legende Anderung gewünſcht wurde. Das Finanzminiſterium hat 
ſich denn auch bereit erklärt, dieſen Wünſchen Rechnung zu tragen, 
und will in einer weiteren Novelle zur Einkommenſteuer den 
Steuerabzug für Einkommen bis etwa 20000 M zu einer 
allgemeinen Lohnſteuer ausbauen. 


80 Die Entwickelung, die zu dieſem Ergebnis geführt hat, iſt 
für das gegenwärtige Wirtſchaftsleben und für die Steuergeſetz⸗ 
gebung von charakteriſtiſcher Bedeutung. Urſprünglich ſtellte die 
Erfaſſung des Einkommens an der Quelle durch den Lohn- und 
Gehaltsabzug ein rein fiskaliſches Mittel zur Sicherung der 
Steuereingänge dar, deren Ausbleiben infolge der allgemeinen 
Erhöhung der Tarifſätze des neuen Reichseinkommenſteuergeſetzes 
und der Erweiterung des bisherigen ſteuerrechtlichen Einkom⸗ 
mensbegriffe⸗ auf alle einmaligen Einkünfte, die ja in ihrer 
Wirkung der Erhöhung der Steuerſätze gleichkommt, befürchtet 
wurde. Bei der Löſung dieſes Problems kam es in erſter Linie 
darauf an, den Steuerabzug fo zu bemeſſen, daß er fi der am 
Ende des Jahres veranlagten Steuer möglichſt näherte, alſo 
eine weſentliche Differenz zwiſchen der im voraus abgezogenen 
und der endgültig zu zahlenden Steuer vermied. weil die Bei⸗ 
treibung von Steuerſchulden erfahrungsgemäß auf Widerſtände 
ſtoßen mußte. Eine ſolche Löſung iſt jedoch weder bei den erſten. 
noch bei den abgeänderten Beſtimmungen über den 10⸗ und 
15 prozentigen Steuerabzug in dem erforderlichen Maße erfolgt, 
1 555 allein dieſe Frage zu außerordentlichen Schwierigkeiten 
ührte. 

Man hatte im weſentlichen nur mit den Widerſtänden nes 
rechnet, die die Arbeiterſchaft infolge der innerpofitiichen Mach 
lage dem Steuerabzug überhaupt entgegenſetzen wii de u) 
dieſe Widerſtände ſind in der Tat in bedenklicher Meile a1: 
tage getreten. Es ſei hier nur an die Streikbewegung bei den 
Gelſenkirchener Gußſtahl⸗ und Eiſenwerken erinnert, die eine 
Rückvergütung des Steuerabzuoes erſtrebte. In aleicher Weſſe 
kam es auch in anderen Induſtrien zu Arbeitsniederleaungen 
und Tätlichkeiten bei dieſer unangenehmen Aufgabe des Arhe't- 
gebers als Steuereinnehmer“), To daß ſchließlich die Reichs⸗ 
regierung den Betrieben polizeilichen und militäriſchen Schutz 
zuſagen mußte, um den Fortgang der Produktion zu gewähr- 
leiſten. Darüber hinaus machten ſich bald nach Einführung dv» 
Geſetzes ſtarke Strömungen bei allen Kreiſen der Feſtheſol⸗ 
deten. bei der Arbeiterſchaft in gleicher Weiſe wie bei Angeſtellten 
und Beamten, geltend. die ſich zunächſt naturgemäß gegen die 
Höhe der Steuer bei ihren durchſchnittlich geringen nomi⸗ 
nellen Einkommen richteten. In erſter Linie wurde das ſteuer— 
freie Einkommen von nur 1 500 gegenüber der früheren 
Freigrenze der ſtaatlichen Einkommenſteuern von 900 . 
(Preußen) angegriffen, da es der Geldentmertung unter Berſcck⸗ 
fihtiouna der heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe in feiner 
Weiſe Rechnung trägt. Die Vergrößerung des fteuerfreien Ein- 
kommens wurde in verſchiedener Höhe verlangt, u. a, von 
Handelskammern mit einem Betrage von 3000 A. von den Ge⸗ 
werkſchaften ſogar mit einem Betrage bis zu 69000 „ wahei 
die Erſetzung von 900 Goldmark durch 9000 Papiermark der tat⸗ 
ſächlichen Geldentwertung am meiſten nahe kam. Diele Farde⸗ 
runden erhielten dadurch größeren Nachdruck. daß die Gemeinden 
bei ihrer Finanznot dazu überaingen. das von der Reichsbeſteue⸗ 
rung freigelaſſene „Exiſtenzminimum“ ihrerſeits noch zu Kom⸗ 

1 ni 


„ Reral, darüber meine Ausführungen in „Der Arbeitgeber“ Nr 6/7 
v. 15. 3. 1920. 
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munalſteuern heranzuziehen, und jo die Steuerfreiheit überhaupt 
illuſoriſch machten. 

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe mußten notgedrungen nicht 
nur hinſichtlich der Höhe der Steuerſätze und der dabei maßgeben⸗ 
den Steuerfreigrenze Milderungsforderungen erzeugen, ſondern 
weit darüber hinaus entſtand mit dem Herannahen des Zeit⸗ 
punktes der endgültigen Veranlagung für das Steuerjahr 1920 
ein wachſender Widerſtand aller Kreiſe der Feſtbeſoldeten 
gegen die Nachzahlung der nach dem Lohnabzug noch 
verbleibenden Steuerſchul d. Daß die Reichsregierung dieſen 
Widerſtand nicht genügend in Betracht gezogen hatte und immer 
noch mit einer Eintreibung der bei der endgültigen Abrechnung 
fälligen Steuern rechnete, geht einmal daraus hervor, daß bei 
einigen Behörden im Laufe des vergangenen Jahres verein⸗ 
barungsgemäß Steuerabzüge über den 10⸗ bzw. 15 prozentigen 
Betrag hinaus vorgenommen wurden, und daß anderſeits der 
Reit der Steuerſchuld des vergangenen Jahres unter Würdigung 
der Schwierigkeiten einer einmaligen kurzbefriſteten Reſtzahlung 
durch eine Verteilung dieſer Summe in Raten auf die Quartals⸗ 
termine des gegenwärtigen Jahres eingetrieben werden ſollte. 
Die wirtſchaftlichen Tatſachen, die von Anfang 
an bei der Regelung des Steuerabzuges nicht 
genügend berückſichtigt waren, haben ſich jedoch gegen⸗ 
über den fiskaliſchen Rückſichten erfolgreich durchgeſetzt. Die Vor⸗ 
ausſetzungen dafür waren naturgemäß die gegenwärtigen ſozialen 
und innerpolitiſchen Verhältniſſe, die den Kreiſen der Arbeit⸗ 
nehmer lin weiteſtem Sinne) heute genügend Macht geben, um 
die Ausführung beſchloſſener Geſetze zu hindern. Dazu kam 
noch das pfychologiſche Moment, daß bei der Schnelligkeit und 
Mannigfaltigkeit der damaligen Steuergeſetzgebung die Beſtim⸗ 
mungen nicht genügend bekannt wurden und daher der irrigen 
Annahme Raum ließen, daß der Steuerabzug mit der end⸗ 
gültigen Steuer identiſch ſei. Dieſe Auffaſſung wurde beſtärkt 
durch die Tatſache, daß die Vorſchriften über den Lohnabzug einen 
Teil des Geſetzes ſelbſt bilden, obſchon ſie mit der Einkommen⸗ 
ſteuer an ſich nichts zu tun haben. Selbſt die Beamten, für die 
früher ein Widerſtand hinſichtlich der Steuerzahlung unmöglich 
oeweſen wäre, haben ſich heute, geſtärkt durch ihren gewerkſchaft⸗ 
lichen Zuſammenſchluß, gegen die Novelle zum Einkommenſteuer⸗ 
geſetz erklärt, da es für ſie bei der verhältnismäßig geringen und 
zu ſpät erfolgten Erhöhung der Gehälter unmöglich ift, die ſich 
aus der endgültigen Veranlagung ergebende Steuer für 1920 
überhaupt noch nachzuzahlen. Dieſer Geſichtspunkt iſt dann auch 
allgemein in den Verhandlungen des Steueraus⸗ 
ſchuſſes und in der erſten Beratung des Geſetzentwurfes nach⸗ 
drücklich von verſchiedenen Parteien in den Vordergrund geſtellt 
worden, nachdem bereits ſeit längerer Zeit Anträge bei der 
Reichsregierung eingegangen waren, die in ihrer Geſamtheit 
darauf abzielen, eine Anderung der bisherigen Regelung des 
Steuerabzuges dahingehend zu treffen, daß dieſer ſchon bei der 
Erfaſſung an der Quelle der endgültig zu zahlenden Einkommen 
ſteuer angepaßt wird. Im vorläufigen Reichswirtſchaftsrat iſt 
ein ähnlicher Antrag geſtellt worden, der außer anderen „Richt⸗ 
linien“ für die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes auch die 
Niederſchlagung der Steuerſchuld für 1920 bei den kleineren Ein⸗ 
kommen vorſieht. Der Steuerausſchuß des Reichstages hat ſich 
dann in ſeinen Beratungen einmütig auf den Standpunkt geſtellt, 
daß der Lohnabzug die wirkliche Steuer darſtelle, 
und eine Entſchließung angenommen, nach der die Reichs⸗ 
regierung Material darüber vorlegen ſollte, in welcher Weiſe 
der Lohnabzug zu einer Lohnſteuer ausge⸗ 
ſtaltet werden könnte, die bei geringeren Einkommen all⸗ 
gemein in Höhe von 10 v. H. an die Stelle der Einkommenſteuer 
treten ſollte. 

Das bedeutet in erſter Linie einen Abbau der Einkommen⸗ 
ſteuer. Nach der vom Reichsfinanzminiſterium nunmehr über⸗ 
reichten Denkſchrift iſt gleichmäßig für Arbeitseinkommen bis 
zu 20000 & ein 10prozentiger Abzug vorgeſehen, 
der ſich um den Betrag von 120 „ für jede auf den Arbeitslohn 
angewieſene Perſon und um einen feſten Betrag von 60 4 für 
Werbungskoſten (Verſicherungsbeiträge ufw.) ermäßigt. Dadurch 
würde gegenüber den Wirkungen bes beſtehenden Geſetzes 


in den unteren Einfommenftufen eine erhebliche Ab⸗ 
ſchwächung der Steuerſchuld eintreten, die ſich 
namentlich bei wachſender Kinderzahl ſtark fühlbar macht. Da 
anderſeits das bisherige Steuerſoll nicht verringert werden kann, 
ſo ſoll der Ausgleich durch eine noch ſchärfere Heranziehung der 
großen Einkommen erfolgen. Bei der Beſchränkung auf die 
kleineren Einkommen würde dieſe Regelung in der Tat der Ent⸗ 
wertung der Einkommen der Arbeiter, Beamten und Angeſtellten 
Rechnung tragen. Daß dadurch für große Einkommen eine 
weitere Erhöhung der Erwerbsbeſteuerung anfällt, wird viel⸗ 
leicht aus finanziellen Gründen nicht zu vermeiden jein, obwohl 
der Widerſtand ſchon gegen die bisherigen hohen Steue⸗ſätze auf 
berechtigten wirtſchaftlichen Gründen beruht. 

Eine ſolche Regelung der Einkommenſteuer würde für die 
kleineren Einkommen eine grund ſätzliche Anderung 
treffen, die eine endgültige Trennung des bisherigen 
Lohnabzuges von der Einkommenſteuer darſtellt. 

Sie iſt zugleich von außerordentlicher Bedeutung für die Steuer⸗ 

lehre. Das Prinzip der Erfaſſung des Einkommens an der 
Quelle hatte ſchon von jeher einen weiteren Ausbau der Er⸗ 

tragsbeſteuerung verlangt, der durch die ſelbſtändige 

Lohnſteuer nunmehr ſeiner Verwirklichung um ein bedeutendes 

Stück näher gebracht wird“). Der Gedanke der Erfaſſung an 

der Quelle iſt der allgemeinen Einkommenſteuer fremd und gehört 

grundſätzlich in das Gebiet der Ertragsbeſteuerung, die ſich vor 
der Reichsſteuerreform nur auf den Realbeſitz in Form der kom⸗ 
blen Grund⸗ und Gebäudeſteuer und der Gewerbeſteuer er- 
ſtreckte. Durch Einführung der Kapitalertragſteuer wurde auch 
der Mobiliarbeſitz an der Quelle beſteuert, ſo daß außer dem 
Einkommen von Grund und Boden, Gewerbebetrieb und Kapital⸗ 

5 beſitz nur noch das Einkommen aus Arbeit nicht beſonders er⸗ 

faßt war. 

* Der teilweiſe Ausbau des Lohnabzuges zu einer Lohnſteuer 

würde den erſten beſcheidenen Verſuch zur Schaffung der 

Arbeitsertragſteuer bedeuten, die ein lange erſtrebtes 

Ziel der Steuertheorie, nämlich die vollſtändige und lückenloſe 

dee erfüllt. Durch die weitere Tatſache, 


* 
* 


daß für die geringeren Einkommen dieſe Lohnſteuer 
1 gleichzeitig die wirkliche Einkommenſteuer darſtellen würde, 
ohne daß übrigens — bei Fehlen einer anderen Ein⸗ 
kommensquelle eine beſondere Veranlagung erfolgt, 
wird dem beherrſchenden Grundſatze der Quellenbeſteue⸗ 
rung Rechnung getragen, daß das fundierte Einfom- 
men ſtärker als das unfundierte heranzu⸗ 
ziehen iſt. Es würde hier eine vollſtändige Anrech⸗ 
nung der Arbeitsertragſteuer auf die eigent⸗ 
liche Einkommenſteuer vorliegen, während bereits jetzt 
eine gewiſſe Anrechnung der übrigen Ertragſteuern bei der Be⸗ 
rechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens gemäß 8 13 Nr. 1 des 
Reichseinkommenſteuergeſetzes vom 29. März 1920 erfolgt. Ent⸗ 
ſprechend dem Grade der Fundation der Einfommen aus 
Grundbeſitz, Gewerbebetrieb. Kapitalbeſitz und Arbeit 
. bei dieſer Stufenfolge in erſter Linie der Grundbeſttz als 


am meiſten fundiert auch am ſtärkſten zur Steuer her⸗ 
angezogen werden. Gerade eine ſolche Vorzugsbelaſtung 

begegnet jedoch unter den heutigen Verhältniſſen, die allerdings 
die Ans ahme beſtärken, daß der Grundbeſitz die am meiſten ge⸗ 

ſicherte Einkommensquelle darſtellt, erheblichen Schwierigkeiten, 
da gerade gegenwärtig das Einkommen aus Hausbeſitz durch die 
Zwangsbewirtſchaftung der Mieten eingeſchränkt wird. 


ern zur Anwendung kommt, braucht in dieſem Zuſammen⸗ 
g nicht näher ausgeführt zu werden. 

Bei der neuen Lohnſteuer für kleinere Einkommen würde 
das Einkommen aus Arbeit mit demſelben 
Satze von 10% herangezogen werden, wie das 
Einkommen aus Kapitalbeſitz, naturgemäß mit dem 
Interſchiede, daß im alleemeinen die Kapitalertragſteuer nicht 
lauf die Einkommenſteuer angerechnet wird. Allerdings ſieht 
er Abänderungsentwurf zur Einkommenſteuer auch hier eine 


) Vergl. Klemmt. Die berrſchenden Grundſätze der Kommunal- 


beſteuerung. Greifswald 1918. (Jnanguraldiſſertation). 
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In 
welcher Weiſe das Maß der Fundation bei den übrigen Ertrags⸗ 
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Erweiterung des beſtehenden $ 44 bes Einkommenſteuergeſetzes 
vor, in dem bei einer beſtimmten Altersgrenze oder dauernder 
Erwerbsunfähigkeit in dem Falle, wo das Einkommen haupt⸗ 
ſächlich Kapitaleinkommen iſt, eine volle Anrechnung auf die 
veranlagte Einkommenſteuer vor. Vielleicht wird auch dieſer 
Gedanke, der in der Denkſchrift des Reichsfinanzminiſteriums 
über die Lohnſteuer bereits angedeutet iſt, weiter ausgebaut, ſo 
daß auch bei geringen Kapitaleinkommen an 
Stelle der beſonderen Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer die vorweg abgezogene Kapitalertrag⸗ 
ſteuer tritt. Denn in den meiſten Fällen dürfte hier das (fun⸗ 
dierte) Renteneinkommen erſpartes (unfundiertes) Arbeitsein⸗ 
kommen darſtellen. 

Mit einem Ausbau der Quellenbeſteuerung in dieſer Rich⸗ 
tung dürfte die Einkommenbeſteuerung und damit auch im weſent⸗ 
lichen die Erwerbsbeſteuerung überhaupt bis zur Grenze ihrer 
theoretiſchen Möglichkeiten und ihrer tatſächlichen Ausſchöpfung 
vollendet ſein. Bei dem Hinweis auf den fehlenden ent⸗ 
ſprechenden Ausbau der Verbrauchs beſteuerung 
ſei hier bei der dringenden Notwendigkeit der Erhöhung 
der beſtehenden Steuern und der Schaffung neuer 
Steuerquellen daran erinnert, daß wohl die einzelnen 
Verbrauchsgegenſtände entſprechend den Quellen des Ein⸗ 
kommens, nicht aber der Geſamtverbrauch überhaupt einer 
allgemeinen Steuer entſprechend der allgemeinen Einkommen⸗ 


ſteuer herangezogen wird, wie es der im vergangenen Jahre dem 


Reichsrat vorgelegte Entwurf einer Aufwandſteuer vorſah. 

Bei der Ausgeſtaltung des Steuerabzuges zu einer ſelbſtän⸗ 
digen Lohnſteuer würde die Frage der Er hebung dieſer 
Steuer eine erhöhte Bedeutung gewinnen. Es würde dann die 


Tatſache vorliegen, daß die Beitreibung der Lohnſteuer nicht 


durch ſtaatliche Organe, ſondern durch den Arbeit geber 


allein ſtattfinden würde. der bei der Vornahme des Steuer⸗ 
abzuges inſofern eine wirkliche Veranlagung vorzunehmen hätte, 


als ihm die Feſtſtellung der auf das Einkommen des Arbeit⸗ 
nehmers angewieſen und der dazu berechtigten Perſonen 
obliegen würde. Die Beſtrebungen der Arbeitgeber waren ſchon 
bei dem bisherigen Verfahren des Steuerabzuges auf eine Ent⸗ 
ſchädigung für die ihnen entſtehenden Unfoften 
gerichtet, und die „Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände“ 
hat bereits nach einer eingehenden Materialſammlung eine Ein⸗ 
gabe an die Reichsregierung gerichtet, daß den Arbeitgebern nicht 
zugemutet werden könne, die Koſten für Maßnahmen zu tragen, 
die im Intereſſe der Allgemeinheit liegen und deshalb an ſich 
vom Staate getragen werden müſſen. Dieſe Maßnahmen be⸗ 
deuten gleichzeitig eine ſtarke Belaſtung der Unter- 
nehmungen durch die Erhöhung der unproduktiven Aufwen⸗ 
dungen, die für größere Betriebe auf etwa 50 
bis 60 M jährlich für einen Arbeitnehmer be 
rechnet werden. fo daß dadurch eine Schwächung der Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit der deutſchen Induſtrie auf 
dem Weltmarkte herbeigeführt wird. Die Berechtigung dieſer 
Forderungen würde durch die Einführung der ſelbſtändigen Lohn⸗ 
ſteuer ohne Frage erhöht, ſoweit ſie für die kleineren Einkommen 
den Finanzämtern eine Einkommenſteuerveranlagung dieſer 
Perſonen überhaupt erſpart. 


Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 
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Einziehung der Einkommenſtenermarken zu 25 . Auf Ber- 
anlaſſung der Finanz- und der Poſtverwaltung iſt der Vertrieb der Ein- 
kommenſteuermarken zu 5 M mit fofortiger Wirkung ein- 
geſtellt worden, nachdem bekannt geworden iſt, daß täuſchend 
nachgebildete Falſchſtücke, die unter Verwendung von Mafferzeichen- 
papier hergeſtellt ſind, in beträchtlicher Zohl in den Verkehr gebracht 
worden ſind. Die in den Händen der Benutzer befindlichen echten 
Steuermarken zu 25 4 behalten bis zum 28. Februar Gültigkeit, ſoweit 
ſie bis zu dieſem Tage in die Stenerkarten eingeklebt und entwertet 
find. Nach dem 28. Februar entwertete Steuermarken zu 25 & werden 
nicht mehr an Zahlungs. Statt angenommen. Die nicht verwendeten 
echten Marſen zu 25 / können in der Zeit vom 1. bis zum 31. März 
gegen Steuermarken anderer Werte — nicht in bar — an den Poſt⸗ 
ſchaltern zum vollen Nennwert umgetauſcht werden. 
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